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A. Bericht des Abgeordneten Engelbredit-Greve: 


1. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat den Antrag der Abgeordneten 
Lahr, Mauk, Dannemann und Genossen betr. 
Arbeitskräftemangel in der Landwirtschaft — 
Drucksache 1271 — in den Sitzungen am 4. und 
25. Mai 1955 und 6. Juli 1955 und der Ausschuß 
für Arbeit in seinen Sitzungen am 4, Mai 1955 
und 9. Februar 1956 beraten, und zwar im Zu- 
sammenhang mit der Entwicklung der Arbeits- 
marktlage in der Landwirtschaft. 

Diese ist seit 1950 durch einen ständigen 
Rückgang der Zahl der in der Landwirtschaft 
beschäftigten Arbeitnehmer gekennzeichnet. Im 
Jahre 1949 betrug die Zahl der in der Land- 
wirtschaft tätigen Arbeitnehmer noch 1 128 000. 
Sie ging bis 1953 auf 858 000, bis 1954 auf 
830 000 und bis 1955 auf 814 000 zurück. Dies 
bedeutet von 1949 bis 1955 einen Rückgang von 
über 300 000 Arbeitnehmern, 

Auch die Zahl der ständig beschäftigten mit- 
helfenden Familienangehörigen ist in dieser 
Zeit erheblich zurückgegangen, und zwar von 
4 741 000 im Jahre 1949 auf 4 061 000 im Jahre 
1953 und auf 3 950 000 im Jahre 1954. Dieser 
Rückgang um rd. 790 000 ist nur zum Teil da- 
durch ausgeglichen worden, daß die Zahl der 
’ nicht ständig beschäftigten mithelfenden Fami- 
lienangehörigen von 1 197 000 im Jahre 1949 auf 
1 401 000 im Jahre 1954 gestiegen ist. Diese Zah- 
len geben ein Bild über das ständige Absinken 
nicht nur der in der Landwirtschaft tätigen Ar- 
beitnehmer, sondern auch der mithelfenden Fa- 
milienangehörigen. 

Es ist bemerkenswert, daß der ungedeckte 
Bedarf an landwirtschaftlichen Arbeitnehmern 
in den vergangenen Jahren ungefähr gleich ge- 
blieben ist. Er schwankte zwischen 35 000 im 
Frühjahr und etwa 25 000 im Herbst. Die Be- 
darf sprüfung für dieses Frühjahr ist noch nicht 
von der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 


und Arbeitslosenversicherung abgeschlossen. 
Dem ungedeckten Bedarf steht eine fast gleich- 
bleibende Zahl von rd. 20 000 arbeitslosen 
Landarbeitern gegenüber, wobei es sich vorwie- 
gend um verheiratete ältere Arbeitnehmer mit 
Familien handelt. Demgegenüber richtet sich 
aber der Bedarf ganz überwiegend auf ledige 
Gesindekräfte bis zu 24 Jahren. Auf Grund die- 
ser Gegenüberstellung ist der Ausschuß der 
Auffassung, daß der Kräftebedarf in der Land- 
wirtschaft eher befriedigt werden könne, wenn 
der Landarbeiterwohnungsbau mehr als bisher 
gefördert wird und Maßnahmen zur Frei- 
machung der fremdbelegten Werkwohnungen 
getroffen werden. Dadurch können auch die 
Reserven an landwirtschaftlichen Arbeitskräf- 
ten aus den Flüchtlingslagern besser ausgenutzt 
werden. 

2. Zu dem vorerwähnten Antrag — Drucksache 
1271 — haben die Beratungen folgendes er- 
geben: 

Zu a) 

Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung hat mehrere 
Sichtungsaktionen unter den Arbeitslosen, ins- 
besondere auch unter den langfristig Arbeits- 
losen mit dem Ziel durchgeführt, diese dem 
Wirtschaftsleben zuzuführen. Sie legt in beson- 
derer Weise darauf Wert, die für die Landwirt- 
schaft geeigneten Arbeitskräfte bevorzugt in 
die Landwirtschaft zu vermitteln. Hierbei wer- 
den die Möglichkeiten des überbezirklichen 
Ausgleichs voll ausgeschöpft und auch unter 
den Sowjetzonenflüchtlingen die Anwerbung 
von geeigneten Arbeitskräften für die Land- 
wirtschaft durchgeführt. Die Landesarbeits- 
ämter und Arbeitsämter sind im übrigen durch 
die Bundesanstalt angewiesen, bei unberechtig- 
ter Ablehnung landwirtschaftlicher Arbeit 


Druck: Bonner Universitäts-Budhdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20. Telefon 3551 



durch Empfänger von Arbeitslosen- bzw. Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung oder bei Auf- 
gabe einer landwirtschaftlichen Arbeitsstelle 
ohne wichtigen oder berechtigten Grund von 
den Möglichkeiten der Unterstützungssperre 
gemäß §§ 90 bis 93 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 

16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187) Gebrauch zu 
machen. Wer zumutbare Arbeitsmöglichkeiten 
in der Landwirtschaft ohne berechtigten Grund 
beharrlich verweigert, wird von der Bundesan- 
stalt vom Bezüge der Arbeitslosenunterstützung 
ausgeschlossen. 

Zu b) 

Die Richtlinien der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
zur Förderung der Arbeitsaufnahme vom 

17. Dezember 1933 sehen neben der Übernahme 
von Reise- und Umzugskosten u, a. die Gewäh- 
rung einer Wirtschaftsbeihilfe bis zum Höchst- 
betrag von 800 DM vor, wenn die Arbeitsauf- 
nahme als Landarbeiter-(Deputanten-)familie 
oder als Gutshandwerkerfamilie von landwirt- 
schaftlichen Anschaffungen (lebendes und totes 
Inventar) abhängig ist. Die Beihilfe soll die für 
die eigene Wirtschaft nötige Beschaffung des 
lebenden oder toten Inventars (Kleinvieh, Saat- 
gut, Wirtschaftsgeräte usw.) ermöglichen und 
damit das Zustandekommen und den Bestand 
von Dauerarbeitsverhältnissen erleichtern und 
sichern. Der im Haushaltsplan der Bundes- 
anstalt für das Jahr 1955 für Wirtschaftsbeihil- 
fen angesetzte Betrag beläuft sich leider nur 
auf 60 000 DM. In diesem, auf Grund sehr sorg- 
fältiger Schätzungen aufgestellten außerordent- 
lich niedrigen Betrag zeigt sich die bisher ver- 
hältnismäßig geringe Inanspruchnahme der 
Wirtschaftsbeihilfe durch die landwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmer, was vor allem darauf zu- 

Bonn, den 9. April 1956 


rückzuführen ist, daß nur in sehr begrenztem 
Umfange Wohnraum für Landarbeiter zur Ver- 
fügung gestellt werden kann. Der Gewährung 
von Wirtschaftsbeihilfen kann erst dann grö- 
ßere Bedeutung zukommen, wenn Landarbei- 
terwohnungen, insbesondere durch die Frei- 
machung fremd belegter Werkwohnungen, in 
größerem Ausmaß als zur Zeit zur Verfügung 
stehen. 

Zu c) 

Da zur Deckung des Kräftebedarfs der Land- 
wirtschaft nicht in ausreichendem Maße inlän- 
dische Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, hat 
die Bundesregierung der Anwerbung von 13 000 
italienischen Landarbeitern für die deutsche 
Landwirtschaft zugestimmt. Die angeworbenen 
italienischen Arbeitskräfte sollen auf Arbeits- 
plätze vermittelt werden, für die deutsche Ar- 
beitskräfte nicht zur Verfügung stehen. Die 
Kosten der Anwerbung werden von den Arbeit- 
gebern übernommen. Sie betragen pauschal je 
Arbeitskraft 50 DM durch die im wesentlichen 
die Anreisekosten von der deutschen Grenze bis 
zum Arbeitsort gedeckt werden. Die Lohn- und 
Arbeitsbedingungen für die italienischen Ar- 
beitskräfte sind die gleichen wie für deutsche 
Landarbeiter. Die Anwerbung ist seit Ende Fe- 
bruar im Gange. Mit dem Eintreffen der ersten 
angeworbenen Arbeitskräfte ist in diesen Tagen 
zu rechnen. 

Angesichts dieser Maßnahmen der Bundes- 
regierung und der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung hat 
der federführende Ausschuß für Arbeit ebenso 
wie auch der mitberatende Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten beschlos- 
sen, den Antrag auf der Drucksache 1271 in den 
Punkten a bis c für erledigt zu erklären. 


Engelbrecht-Greve 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 1271 — für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 23. März 1956 

Der Ausschuß für Arbeit 


Sabel 

Vorsitzender 


Engelbrecht-Greve 

Berichterstatter 



